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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-3603/09
von Karin Resetarits (ALDE)
an die Kommission

Betrifft: Anhängige Vertragsverletzungsverfahren im Glücksspielsektor

Johannes Laitenberger, der Sprecher des Kommissionspräsidenten Barroso, gab am 17. Februar 
2009 in der österreichischen Finanztageszeitung WirtschaftsBlatt zu den zurzeit anhängigen 
Vertragsverletzungsverfahren im Glücksspielsektor folgende Stellungnahme ab: „Die Europäische 
Kommission nimmt sich Zeit bis Ende 2009, um jeden Fall einzeln und im Detail zu prüfen“, und fügte 
hinzu: „Die Bestimmungen in den Ländern sind komplex. Derzeit wägt McCreevy Für und Wider einer 
Liberalisierung ab.“

1. Spiegelt das Zitat von Herrn Laitenberger den Standpunkt sowohl von Präsident Barroso als 
auch von Kommissionsmitglied McCreevy wider?

2. Wie passt die Erklärung von Herrn Laitenberger zu dem Interview des Kommissionsmitglieds 
McCreevy im September 2008 (Reuters), in dem er äußerte, in dem noch verbleibenden Jahr 
seiner Amtszeit als Kommissionsmitglied würden die rechtlichen Schritte verstärkt werden?

3. Ist diese erneute Verzögerung ein Beispiel für die Enttäuschung, auf die Kommissar McCreevy 
im gleichen Interview anspielte, als er betonte, „die große Verzögerung sei dadurch entstanden, 
dass es so schwierig sei, das Thema auf die Tagesordnung der Kommission zu setzen“, da es 
„seitens einer ganzen Reihe von Kommissionsmitgliedern und Mitgliedstaaten Einwände gebe“?

4. Welche konkreten neuen Umstände würden es erforderlich machen, dass die Kommission für 
weitere neun Monate „jeden Fall einzeln und im Detail prüfen“ wird, davon ausgehen, dass die 
Kommission nur mit Gründen versehene Stellungnahmen veröffentlicht, die auf fundierten 
rechtlichen Analysen beruhen, und dass diese Stellungnahmen schon auf das Jahr 2007 
zurückgehen?

5. Warum behandelt und beurteilt die Kommission diese Fälle in Anbetracht der Tatsache, dass das 
Mandat dieser Kommission Ende 2009 enden wird, nicht jeweils gesondert, statt sie alle 
zusammenzufassen?

6. Warum setzt der Präsident als höchster Hüter des Vertrages seine Grundsätze nicht durch? Zu 
einer Zeit, da der freie Handel in der EU Gefahr läuft, durch Protektionismus unterdrückt zu 
werden, ist es für das Überleben des Binnenmarktes unabdingbar, dass er unverzüglich 
Maßnahmen ergreift, um den Mitgliedstaaten die klare Botschaft zu übermitteln: „In der 
Europäischen Gemeinschaft wird Protektionismus, in welcher Erscheinungsform auch immer, 
nicht toleriert werden.“


